
PERSPEKTIVE
Zeitung für Solidarität und Widerstand 

Objektive Nachrichten - Revolutionäre Kommentare  

Nr. 77
2023

Dezember

Nr. 84 | März 2024

  Monatlich gedruckt 
& täglich unter: 

perspektive-online.net    

Von Hamburg bis München und von 
großen Metropolen wie Berlin bis in 
kleine Orte wie Eitorf: In den vergan-
genen Wochen haben in Deutschland 
hundertt ausende Menschen gegen 
das Erstarken der AfD, nach den Ent-
hüllungen des Redaktionsnetzwerks 
Correctiv über die faschistischen Plä-
ne zur Massenausweisung von Mig-
rant:innen demonstriert. Neben den 
Streiks der Lokführer:innen und wei-
terer Beschäft igter und den Kämpfen 
der Bäuer:innen handelte es sich um 
die dritt e große politische Bewegung 
in Deutschland in diesem Frühjahr. 

So erfreulich es auch ist, dass so viele 

Menschen gegen den Faschismus und 
für Solidarität mit Menschen unter-
schiedlicher Herkunft , Religion, Ge-
schlecht und sexueller Orientierung 
auf die Straßen gegangen sind – so 
muss gleichzeitig festgestellt wer-
den, dass die Bewegung noch voll 
und ganz unter bürgerlicher Führung 
stand und sich weitgehend im Rah-
men der Regierungspolitik bewegte: 
Das äußerte sich etwa darin, dass die 
Demonstrierenden nur selten aufge-
griff en haben, wie die Bundesregie-
rung im Rahmen der EU selbst die 
letzten Reste des Asylrechts abräumt 
und die Abschott ung der Festung Eu-
ropa vorantreibt. 

Nicht umsonst gab es für die Proteste 
viel Lob vom Kanzler und vom Bun-
despräsidenten. Der noch weitgehend 
bürgerlich-brave, obrigkeitstreue 
Charakter der Demonstrationen äu-
ßerte sich nicht zuletzt darin, dass die 
Menschen freiwillig nach Hause gin-
gen, wenn die Polizei bei Größenord-
nungen von über 100.000 Menschen 
Sicherheitsbedenken geltend machte 
– eine absurde Schikane, wenn man 
bedenkt, dass sich etwa zeitgleich 
bei Massenfeiern in den Karnevals-
hochburgen mitunter noch viel grö-
ßere Menschenmengen bedenkenlos 
durch die Städte bewegt haben.

Als Reaktion auf das Umfragehoch der AfD und die faschistischen Pläne zur Massen-
ausweisung von Migrant:innen haben in den letzten Wochen hunderttausende Men-
schen in Deutschland demonstriert. Den Rassismus und Faschismus wirklich zurück-
drängen kann jedoch nur eine eigenständige Bewegung der Arbeiter:innenklasse, die 
sich nicht der Regierung unterordnet. Einen Ansatz für eine selbständige Arbeiter:in-
nenkampagne gegen Rassismus hat kürzlich das Solidaritätsnetzwerk organisiert.

Am 18. März ist Tag der politischen 
Gefangenen. Seit einigen Monaten 
nehmen Angriff e auf Revolutio-
när:innen und die Meinungsfreiheit 
in Deutschland zu. Bei Demonstra-
tionen, zu Hause oder in den Medi-
en: Repressionen und Hetze stehen 
auf der Tagesordnung. > Seite 6

Repression statt 
Grundrechte

Seit Beginn des Jahres setzen sich 
die Studierenden in Griechenland 
in einer großen Protestbewegung 
gegen die Einführung privater Uni-
versitäten ein. Wir haben mit Ionas 
Aggelis über die anhaltenden Pro-
teste und die Hintergründe gespro-
chen. > Seite 4

Studierendenproteste in 
Griechenland

Der deutsche Kapitalismus steckt 
mitt en in der Krise. Während die 
Bundesregierung noch mit einem 
Miniwachstum von 0,2 Prozent 
rechnet, prophezeite die Commerz-
bank bereits im November eine an-
haltende Krise. Andere Instutite se-
hen es genauso. > Seite 7

Auswirkungen der Krise 
auf die Arbeiter:innen

Aktive Solidarität 
gegen Rassismus 
und Faschismus

Die Mietpreise in Deutschlands 
Städten steigen immer weiter. Am 
Housing Action Day wollen zahl-
reiche Mieter:inneninitiativen und 
politische Organisationen gegen 
diese Zustände auf die Straße ge-
hen, darunter auch das Solidaritäts-
netzwerk.  > Seite 8

Kampf gegen die 
Wohnungskrise

Am 8. März ist der internationale 
Frauenkampft ag. An diesem Tag 
gehen seit über 100 Jahren Frauen 
weltweit auf die Straße, gegen Aus-
beutung, Unterdrückung und für 
bessere Lebensbedingungen. Auch 
dieses Jahr fi nden zahlreiche Pro-
teste statt .> Seite 4

Interview mit dem Frauenkollektiv
> Seite 5

Frauen als Vergessene 
der Krisen?
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schaftlichen Reichtums von unten 
nach oben. Diese arbeiterfeindliche 
Politik wird flankiert durch rassis-
tische Spaltung und die Hetze der 
Arbeiter:innen gegeneinander. Die 
Regierungsparteien setzen die An-
griffe auf die Lebensbedingungen der 
Arbeiter:innenklasse derzeit um – die 
Faschist:innen nutzen sie wiederum, 
um Teile des Kleinbürger:innentums 
und der Arbeiter:innen noch aggres-
siver gegen Migrant:innen aufzuhet-
zen. So sieht die derzeitige „Arbeits-
teilung“ zwischen beiden Lagern 
tatsächlich aus. Das heißt auch: Es ist 
gerade die aggressive Politik der Re-
gierung, welche den Faschist:innen 
dabei hilft, zu erstarken.

Vor diesem Hintergrund ist es drin-
gend notwendig, dass die antifa-
schistische Bewegung, die gerade so 
viele Menschen aus der Bevölkerung 
umfasst, ihre bürgerlichen Grenzen 
überwindet und gegen alle politi-
schen Kräfte des Kapitalismus auftritt 
– egal ob sie im offen faschistischen 
oder im bürgerlich-demokratischen 
Gewand die Arbeiter:innenklasse 
angreifen. Das bedeutet auch: Eine 
wirklich konsequent antifaschisti-
sche Bewegung kann es nur unter 
der selbständigen Führung der Arbei-
ter:innenklasse geben. 

Antirassismus und  
Antifaschismus können nur 

von uns selbst kommen

Dies sind auch die politischen Grund-
gedanken hinter einer antirassisti-
schen Kampagne, die kürzlich das So-
lidaritätsnetzwerk gestartet hat: Ein 
bundesweiter Zusammenschluss von 
Arbeiter:innen, Arbeitslosen, Frauen, 
Migrant:innen zur gemeinsamen Ver-
teidigung und Durchsetzung ihrer In-
teressen und Rechte. Die Kampagne 
verband die Ortsgruppen des Netz-
werkes in den Städten Freiburg, Es-
sen und Leipzig mit der Zielsetzung, 
die Stimmung der jeweiligen Stadttei-
le, in denen die Gruppen aktiv sind, 
zunächst fortschrittlich zu beeinflus-
sen und von Rassismus betroffene 
Menschen zur eigenen politischen 
Tätigkeit zu bewegen.

Die Kolleg:innen vom Solidaritäts-
netzwerk Essen haben im Rahmen 
dieser Kampagne eine Stadtteilzei-
tung erstellt, die sie bei Demonstra-
tionen und Infoständen im Essener 
Nordviertel verteilt haben. In dieser 
Zeitung werden die Themen Rassis-
mus der Ausländerbehörde und Be-
troffenenerfahrungen, die aktuellen 
Probleme in Deutschland und ihr Zu-
sammenhang mit dem Kapitalismus 
sowie die Lösung durch den Sozialis-
mus behandelt. 

Ruhi Hakimi, ein Informatikstudent, 
der aus Marokko stammt, äußert im 
Interview mit dem Solinetz: „Im Aus-
land ist Deutschland für seine Inte-

grationspolitik, den Multikulturalis-
mus, die Anti-Rassismus-Haltung 
und den Wohlfahrtsstaat bekannt. 
Aber wenn man kein Europäer aus 
einem reichen Land ist, sieht die Rea-
lität ganz anders aus.“ Dann berichtet 
er von seinen Erfahrungen mit der 
Ausländerbehörde: „Wenn es einen 
kleinen Fehler mit einem Blatt gibt 
oder etwas fehlt, sind die Mitarbei-
ter:innen der Ausländerbehörde sehr 
autoritär, schreien und behandeln die 
Migrant:innen, als wären sie dumm 
oder Betrüger:innen. Sie stellen nur 
eine merkwürdige fiktive Beschei-
nigung für drei Monate aus. Selbst 
wenn du dann den Aufenthaltstitel 
bekommst, bleibt der Umgang im-
mer unangenehm, gewalttätig und 
diskriminierend. Sie beantworten 
Fragen oft nur verärgert und stellen 
stets komische persönliche Fragen 
zu deiner Situation und deinen Plä-
nen in Deutschland, als ob sie einen 
Kriminellen entdecken wollten.“ 
„Ausländer“ werden durch diese ent-
würdigenden und entmündigenden 
Prozesse auf Verwertbarkeit geprüft: 
Haben sie benötigte Qualifikationen, 
lassen sie sich ohne größere Wider-
stände herumkommandieren und 
potentiell ausbeuten? Der Rassismus 
der Behörde ist so selbst ein Teil des 
kapitalistischen Ausbeutungssys-
tems.

Harris Borna vom Solidaritätsnetz-
werk Leipzig berichtet von den Erfol-
gen der Kampagne: „Wir haben mit 
unseren antirassistischen Plakaten 
einen Nerv bei den Menschen getrof-
fen. Es ist uns gelungen, ein antiras-
sistisches Bewusstsein im Stadtteil zu 
stärken.“ Von einer Demonstration, 
die die Gruppe gegen die die GEAS-
Reform, die drastische Verschärfung 
des europäischen Asylrechts, zur 
Hochzeit der Anti-AfD-Proteste ver-
anstaltet hat, sagt er im Gespräch: „Es 
ist uns gelungen, den klassenkämpfe-
rischen Aspekt und den 
Internationalismus mit 
dem konkreten Anlass 
der Anti-AfD-Protes-
te zu verbinden. Unse-
re Demo hat sich mit 
einer Demonstration in 
Solidarität mit den Pa-
lästinenser:innen ver-
bunden, so dass der en-
gere Rahmen gesprengt 
wurde. Damit konnten 
wir auch der bürgerli-
chen Tendenz der An-
ti-AfD-Proteste etwas 
entgegensetzen.“

Frank Ali, ein weiteres 
Mitglied der Leipzi-
ger Gruppe sagt: „Wir 
konnten über unsere 
Präsenz im Stadtteil, 
über Demonstrationen, 
Kundgebungen, Info-
stände, Poster und Flyer 

eine Gegenöffentlichkeit zur rassisti-
schen Hetze der bürgerlichen Medien 
und Politik schaffen.“ Während der 
Kampagne stellte die Ortsgruppe aber 
auch fest, dass die Sprachbarriere 
bei der Organisierung migrantischer 
Menschen noch ein echtes Hindernis 
sein kann. Trotz einiger Erfolge ist 
der Druck durch die geballte Hetze 
und Medienmacht der bürgerlichen 
Medien außerdem weiterhin groß, 
was viele Menschen noch daran hin-
dert, selbst aktiv zu werden. 

Keine künstlichen  
Grenzen zwischen 
 den Arbeiter:innen

Die Kampagne des Solidaritätsnetz-
werks zeigt einen Ansatz auf, wie 
man eine von den bürgerlichen Kräf-
ten unabhängige antirassistische und 
antifaschistische Praxis entwickeln 
kann. Die Spaltung der Klasse wird 
durch die Schaffung einer Gegen-
öffentlichkeit in Verbindung mit der 
Selbstorganisierung nicht einfach 
akzeptiert, sondern aktiv bekämpft. 
Ruhi Hakimi sagt daher sehr richtig: 
„Die Kapitalist:innen schaffen künst-
liche Grenzen zwischen deutschen 
und ausländischen Arbeiter:innen 
aufgrund kultureller Unterschiede. 
Doch die Hauptsache ist, dass wir 
alle zur gleichen sozialen Klasse ge-
hören – der Arbeiter:innenklasse. 
Wir haben dieselben Probleme und 
kämpfen gemeinsam gegen tägliche 
Ungerechtigkeiten wie hohe Preise, 
hohe Mieten, niedrige Löhne und Po-
lizeigewalt. Zweitens sind wir Inter-
nationalist:innen und bleiben daher 
solidarisch mit den Völkern aus Län-
dern, in denen Kriege und extreme 
Armut herrschen, und die vor diesen 
schlimmen Verhältnissen flüchten.“

Ampel treibt rassistische 
Migrationspolitik voran

Die Parteien der Ampelregierung ha-
ben vor diesem Hintergrund pene-
trant versucht, die Proteste für ihre 
eigenen Zwecke zu nutzen. Sie haben 
sich als prinzipienfeste Gegner:innen 
des Faschismus und Rassismus auf-
gespielt und die Parole ausgegeben, 
dass nur die Wahl von ihnen den Auf-
stieg der AfD und damit angeblich 
den Rechtsruck aufhalten könne. Da-
bei haben sie Olaf Scholz’ Äußerung, 
jetzt müsse es „Abschiebungen im 
großen Stil“ geben, ebenso versucht 
aus dem Fokus der öffentlichen Auf-
merksamkeit zu verschieben, wie das 
von ihnen beschlossene Gesetz mit 
dem zynischen Titel „Rückführungs-
verbesserungsgesetz“: Dieses erlaubt 
unter anderem die Internierung von 
Menschen in Abschiebehaft für einen 
Monat, räumt der Polizei erweiterte 
Durchsuchungsrechte ein und öffnet 
der Kriminalisierung der Hilfe für 
Geflüchtete Tür und Tor. 

Die Bundesregierung betreibt mit 
solchen Gesetzen und den media-
len Kampagnen um sie herum selbst 
offensiv die Spaltung der Bevölke-
rung nach Herkunft, gegen die gera-
de Hunderttausende demonstrieren 
– und offenbart damit ihre eigene 
Scheinheiligkeit. Sie selbst ist es, die 
durch ihre Politik günstige Bedin-
gungen für den Aufstieg der AfD und 
den Faschismus schafft.

Die Krise des Kapitals:  
Der Mutterboden  
des Faschismus

Dies ist kein Zufall, sondern folgt aus 
der Tatsache, dass die bürgerlichen 
Parteien wie SPD, Grüne, FDP und 
CDU/CSU fest auf Seiten des deut-
schen Kapitals stehen, dass sie konse-
quent die Interessen der Banken und 
Konzerne vertreten – wie die Am-
pelregierung unlängst wieder durch 
ihre Sparpolitik bei Sozialausgaben 
bewiesen hat, während sie Unterneh-
men mit noch mehr Subventionen 
aus Steuergeldern beschenken will.  

Diese Tatsache ist es auch, welche die 
bürgerlich-demokratischen Parteien 
mit der AfD vereint, auch wenn diese 
politisch eine andere Staatsform als 
die Bundesrepublik in ihrer heutigen 
Form errichten will, nämlich eine fa-
schistische Diktatur.

Der Druck der Wirtschaftskrise, die 
gerade über den deutschen Kapi-
talismus hereinbricht, und die zu-
nehmenden geostrategischen Aus-
einandersetzungen mit anderen 
imperialistischen Ländern treiben 
alle bürgerlichen Parteien im Inter-
esse des Kapitals immer weiter nach 
rechts, in Richtung härterer Angrif-
fe auf die Arbeiter:innenklasse, in 
Richtung der Verteilung des gesell-
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Könntest du deine Organi-
sation kurz vorstellen? 

Ich bin Teil der vKA, einer unabhän-
gigen Jugendorganisation der anti-
kapitalistischen, revolutionären und 
kommunistischen Linken. Unsere 
Wurzeln liegen im militanten, re-
volutionären Marxismus. Den Ar-
beiter:innen, Studierenden und vom 
Kapitalismus beeinträchtigten wollen 
wir diese Ideen nahe bringen und zum 
Kampf gegen das System beitragen. 
Wir beteiligen uns an jedem Kampf 
für die Verbesserung des Lebensstan-
dards der großen Mehrheit – durch 
Basisgewerkschaft en, Opposition ge-
gen die bürokratischen Gewerkschaf-
ten und ihre Führung, Hineinwirken 
in die Studierendenbewegung und 
den Zusammenhalt mit Migrant:in-
nen, Arbeitslosen, LGBTQI+ Perso-
nen und allen Unterdrückten. Nur 
durch eine Kampfgemeinschaft  kön-
nen wir erfolgreich sein, deshalb wol-
len wir sie in den Betrieben, Lehrein-
richtungen und in der Nachbarschaft  
schaff en und dort eingreifen. 

In den letzten Wochen gab 
es große Studierendenpro-
teste. Wie ist es dazu ge-
kommen und worum geht 
es den Demonstrierenden?

In den letzten Jahrzehnten haben alle 
Regierungen versucht, private Uni-
versitäten einzuführen, obwohl Ar-
tikel 16 der griechischen Verfassung 
davon ausgeht, dass die höhere Bil-
dung ausschließlich Aufgabe öff entli-
cher Körperschaft en ist. Nach ihrem 
Wahlsieg will die Regierung der Nea 
Demokratia die Verfassung mit ei-
nem einfachen Gesetz umgehen. Das 
ist ein Beispiel für den parlamentari-
schen Totalitarismus, den uns die EU 
und die mit dem Kapital verstrickte 
Regierung gebracht haben. Insbeson-
dere seit der Nachkrisenzeit wollen 
sie in die private Bildung investieren. 

Für die Studierenden ist dieses Gesetz 
ein casus belli (Grund zum Krieg) und 
wir werden es bekämpfen, bis die Pri-
vatisierung der Hochschulbildung 
endgültig vom Tisch ist.

Kürzungen im öff entlichen Bereich 
haben die Universitäten in den letzten 
Jahren funktionsunfähig gemacht, 
Infrastruktur und Belegschaft  reichen 
nicht. Wenn wir sagen, dass Hörsäle 
so voll sind, dass Studierende aus den 
Fenstern fallen, ist das keine Über-
treibung. Neben der fi nanziellen Not 
der Universitäten gibt es außerdem 
Zugangsbeschränkung in Form har-
ter Prüfungen. Das ebnet den Privat-
hochschulen den Weg, in denen man 
eben nur einen Beitrag zahlen muss. 
Außerdem können die öff entlichen 
Universitäten nicht mit der Schicki-
Micki-Infratruktur der Privathoch-
schulen konkurrieren. Mehr haben 
sie aber auch nicht zu bieten, weil sie 
keine Bildung, sondern Abschlüsse 
für Zahlungswillige verteilen.

Deshalb ist für uns der Kampf gegen 
Privathochschulen auch mit dem für 
eine bessere Ausstatt ung der öff ent-
lichen Unis verknüpft . Es ist sehr 
wichtig, das öff entliche Bildungswe-
sen zu verbessern und keinen Raum 
für privates Profi tinteresse zu lassen.

Wie bewertet ihr die Pro-
teste im Vergleich zu an-
deren Bewegungen der 
letzten Jahre?

Die Studierendenbewegung hat über 
die Jahre bereits Reformen stoppen 
können. Allerdings ist die aktuel-
le Bewegung die bedeutendste, zu-
mindest in den letzten zehn Jahren. 
Selbst die optimistischsten Erwartun-
gen konnten wir übertreff en: 30 000 
Teilnehmer:innen bei einer Studie-
rendendemonstration am 8. Februar 
in Athen, 1000 Studierende in Voll-
versammlungen, in denen es 200 zur 
Beschlussfähigkeit braucht. Das zeigt 

auch, dass wir uns noch in den Früh-
phasen der Kämpfe befi nden und die 
großen Siege noch kommen werden. 
Seit fünf Wochen sind wir auf den 
Straßen und entschlossen, die Kämp-
fe zuzuspitzen – nicht nur, bis das 
Gesetz weg ist, sondern bis wir die 
Bildung bekommen, die wir verdie-
nen. 

Könntet ihr etwas über die 
Erfolge berichten und wie 
ihr sie erkämpfen konntet?

Seitdem der Aufstand an der Tech-
nischen Universität in Athen im 
November 1973 die Papadopoulos-
Militärdiktatur gestürzt hat, stehen 
die Studierenden an der Spitze der 
sozialen und Klassenkämpfe. Die-
ser Aufstand hat die Tradition einer 
militanten Studierendenbewegung 
begründet, seine Flamme konnte bis 
heute nicht gelöscht werden und in-
spiriert die Studierenden in ihren 
Kämpfen auch heute noch. Die Stu-
dierendenbewegung ist heute im 
Stande, unterdrückerischen Regie-
rungen die Stirn zu bieten und allge-
meine Aufstände auszulösen. Diese 
Angst treibt die herrschende Klasse 
auch zu ihrer wütenden Reaktion auf 
unsere Kämpfe. 

Einer unserer letzten Erfolge war, 
dass wir die Einführung einer Poli-
zeieinheit für die Universitäten ver-
hindern konnten. Die sollte die Uni 
beschützen, aber vor wem? Vor den 
Studierenden selbst, weil ihr Kampf 
eben als Bedrohung wahrgenommen 
wird. 

Wir haben das nicht zugelassen. Je-
den Tag sind wir auf die Straßen ge-
gangen, um den Unterdrückungsor-
ganen den Zugang zum Campus mit 
allen nötigen Mitt eln zu verweigern. 
Der Versuch der Regierung lief ins 
Leere und sie musste die Einheit auf-
lösen, bevor sie wirklich aufgestellt 
werden konnte. 

Eine andere wichtige Erfahrung war 
der Kampf gegen die Verfassungsre-
vision von 2006/07, die auch die Ein-
führung von Privat-Unis erlauben 
sollte – damals aber tatsächlich durch 
eine Änderung der Verfassung. Die 
will man ja nun umgehen, das Vor-
haben von damals hat man aber nicht 
aufgegeben. 

Neben diesen großen Beispielen hat 
die Studierendenbewegung zahllose 
Siege in ganz Griechenland errungen. 
Sie haben gegen Kürzungen bei der 
Studierendenunterstützung gekämpft  
oder haben kostenlose Unterkunft  
und Essen für bedürft ige Studierende 
durchgesetzt. All das wäre nie pas-
siert ohne gezielte Anstrengungen, 
die Studierendengewerkschaft en und 
ihre demokratischen Strukturen zu 
stärken.

Wie könnten sich die Pro-
teste weiter entwickeln 
und was wollt ihr errei-
chen?

Die Aussichten für uns sind gut. Auch 
unabhängig von ihrem Ausgang wer-
den die Proteste defi nitiv Spuren hin-
terlassen. Ende Februar soll über das 
Gesetz abgestimmt werden. Ich glau-
be, dass das unserer Bewegung einen 
klaren Fahrplan setzt: Wir brauchen 
eine Zuspitzung der Kämpfe und eine 
stärkere Verbindung zur Arbeiter:in-
nenbewegung und den Bäuer:innen-
protesten. Es ist entscheidend, dass 
die Bewegung Fortschritt e macht 
und entschlossenere Kampff ormen 
in ihr Platz fi nden, um auch echten 
Druck auf die Regierung machen zu 
können. Last but not least müssen die 
besetzten Unis aktiver werden: Die 
Koordinierungskomitees müssen zu 
Aktionen aufrufen, die die Studieren-
denschaft  vereinen. 

Das ganze Interview fi ndet ihr 
unter: perspektive-online.net

Seit Beginn des Jahres setzen sich die Studierenden in Griechenland in einer großen Protestbewegung gegen die 
Einführung privater Universitäten ein. Wir haben mit Ionas Aggelis gesprochen. Er studiert  an der Universität West-
Attika in Athen und ist Mitglied der Jugend der Kommunistischen Befreiung (vKA).
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„Die Kämpfe zuspitzen, bis wir die 
Bildung bekommen, die wir verdienen!“
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2021 waren 16,5 % aller Frauen von 
Armut bedroht und je höher die Al-
tersgruppe, desto mehr Frauen sind 
betroff en. In Deutschland gilt als arm, 
wer 60 % oder weniger des Durch-
schnitt seinkommens monatlich zur 
Verfügung hat. Konkret bedeutet das 
aktuell: Wer als alleinlebende Person 
von 1.250€ oder weniger pro Monat 
leben muss. 

Ein weiterer Blick auf die Zahlen of-
fenbart, dass  Alleinerziehende noch-
mals stärker armutsgefährdet sind, 
genau so wie verheiratete Frauen mit 
vielen Kindern und Migrantinnen. 
Dabei stieg das Armutsrisiko in den 
letzten Jahren spürbar an. Dass Frau-
en so häufi g armutsgefährdet sind, 
ist kein Zufall. Ein Dritt el aller Frau-
en arbeitet in atypischen Beschäft i-
gungsverhältnissen (also Teilzeit, Mi-
nijob, befristete Arbeitsverhältnisse 
und Leiharbeit) und verfügt so über 
ein geringeres Einkommen, zahlt we-
niger in die Rentenkassen ein und 
wird häufi ger gekündigt.  

Mit dieser schlechten fi nanziellen 
Ausgangslage werden Frauen von 
jeder Krise schneller und heft iger ge-
troff en. Dazu kommen die Kürzungen 
im kürzlich beschlossenen Bundes-
haushalt. Mit der Anhebung des CO2-
Preises, der Erhöhung der Mehrwert-
steuer in der Gastronomie von 7 auf 
19 % (und damit auch für Essen in der 
Schule und im Betrieb) und der Strei-
chung von Subventionen in der Land-
wirtschaft  werden Verbraucherpreise 
weiter ansteigen und dass in Zeiten 
von anhaltender Infl ation und damit 
einhergehenden Reallohnverlusten. 
Für Rentnerinnen, Migrantinnen,  
Alleinerziehende und erwerbslose 
Frauen sind weder steuerliche Er-
leichterungen noch ein Anheben von 
Leistungen vorgesehen. Statt dessen 
wird beim Bürgergeld, Wohngeld, bei 
der Kindergrundsicherung und bei 
den Renten gespart, wo es nur geht. 

Rückzug ins Private

Gerade in Zeiten von zunehmenden 
Entlassungen, steigender Gewalt und 
Preisen nehmen soziale Einrichtun-
gen eine zentrale Rolle ein, indem sie  
die soziale Infrastruktur absichern. 

Wirtschaftskrise, Asylrechtsverschärfungen und Kürzungen –

Frauen als Vergessene der Krisen?
Viele Frauen blicken verunsichert und ängstlich auf die Zukunft. Dass diese Ängste keine Hirngespinste sind, zeigen 
die zunehmenden Angriff e  aus der Politik auf uns. Entwicklungen, die sich in die letzten Jahre einreihen: Corona-
Lockdowns, Infl ation und Teuerungen, Krieg. Krisen, die Frauen alle auf besondere Weise getroff en haben: Dabei 
bleiben die Auswirkungen gerade auf die Frauen oft unsichtbar, obwohl sie die Hälfte der Bevölkerung treff en. Ein 
Kommentar von Anita Blank

Aber genau das wird mit dem neuen 
Haushalt unmöglich gemacht. Schon 
im letzten Jahr warnten soziale Trä-
ger, dass Angebote und Leistungen 
bei 40 % der befragten Einrichtungen 
eingeschränkt oder ganz eingestellt 
werden müssen. Sie gehen dabei da-
von aus, dass das 2024 noch mehr 
Angebote betreff en wird. Damit fal-
len Angebote wie Beratung für Mig-
rant:innen, Sozialberatungen und 
Kultur- und Freizeitangebote weg 
oder werden stark eingeschränkt. 
Und genau wie zu Zeiten der Corona-
Lockdowns sind es vor allem Frauen, 
die diese fehlenden Angebote und die 
Betreuung zuhause auff angen müs-
sen, etwa die Pfl ege von Angehöri-
gen und die Kinderbetreuung. Wenn 
durch schlechte Personalschlüssel 
und Überlastung die Schließzeiten 
von Kitas und Nachmitt agsbetreuung 
zunehmen, sind sie es, die ihre Ar-
beitsstunden reduzieren oder sogar 
ganz kündigen. Eine Entwicklung, 
die Frauen ans Haus und fi nanziell an 
ihre Partner fesselt. 

Gewaltschutz in 
Krisenzeiten

Dieser Rückzug ins Private verfestigt 
nicht nur die Arbeitsteilung zwischen 
den Geschlechtern, sondern steigert 
auch die Gefahr Gewalt erleben zu 
müssen. 2022 stiegen die registrierten 
Fälle sogenannter häuslicher Gewalt 
um fast 10 % an. Und so furchtbar 
diese Entwicklung ist, ist sie keine 
Überraschung. Schon während der 
Weltwirtschaft skrise 2008/2009 wur-
de diese Beobachtung gemacht und 
auch in der Corona-Pandemie berich-
teten 7,5 % aller Frauen von Gewalt 
in der Qu arantäne. Existenzsorgen, 
Angst um den Arbeitsplatz und damit 
verbundene Minderwertigkeitskom-
plexe können gerade in Zeiten von 
Krisen zu einem Anstieg von Gewalt 
gegen Frauen führen. Mit der Unter-
zeichnung der Istanbul-Konvention 
hat sich der deutsche Staat eigentlich 
verpfl ichtet, Gewalt gegen Frauen 
konsequent zu bekämpfen. Trotzdem 
fehlen seit Jahren fast 15.000 Frau-
enhausplätze und Beratungsstellen 
sind maßlos überlastet. Durch man-
gelnde Finanzierung und Kürzungen 

müssen Frauenhäuser zahlreiche 
Schutzsuchende abweisen und sind 
auf ehrenamtliche Mitarbeiterinnen 
angewiesen. Weiterhin ist gerade das 
Angebot für migrantische Frauen 
unzureichend und auch für Frauen 
mit Behinderungen, psychischen Er-
krankungen und jugendlichen Söh-
nen sind Frauenhäuser oft  gar keine 
Option. Für diese Frauen bleibt dann 
häufi g die Wahl zwischen Gewalt 
und Obdachlosigkeit. 

Gefl üchtete Frauen 
werden häufi g vergessen

Sprechen wir über die Auswirkungen 
momentaner wirtschaft licher Ent-
wicklungen und politischer Entschei-
dungen auf die Situation von Frauen, 
müssen wir uns auch die neuen Asyl-
gesetzgebungen auf nationaler sowie 
auf europäischer Ebene anschauen. 
Denn obwohl es sich in Europa bei 
der Mehrzahl der Gefl üchteten um 
Männer handelt, sind es vor allem 
Frauen, die mit ihren Kindern fl ie-
hen und dadurch auch in Deutsch-
land noch vor ganz andere Heraus-
forderungen gestellt werden. Sie sind 
häufi g allein für die Kinderbetreuung 
zuständig, machen dadurch seltener 

Sprachkurse und haben 
größere Schwierigkeiten, 

selbstständig zu werden. Mit dem 
Rückführungsverbesserungsgesetz 
kommt für viele ein gestiegenes Ab-
schiebungsrisiko hinzu.  

Die Krisen unserer Zeit machen kei-
nen Unterschied zwischen gefl üch-
teten, migrantischen und deutschen 
Frauen. Aber anders als die Frauen 
der Kapitalist:innenklasse, der Anna-
Lena Baerbocks und Nancy Faesers 
in Deutschland können sie sich nicht 
freikaufen von ihrer Unterdrückung. 
Sie können ihre Wohnungen und 
Unterkünft e nicht einfach verlassen, 
wenn sie Gewalt erfahren, sie können 
niemanden bezahlen, der ihre Kinder 
versorgt und Angehörigen pfl egt, sie 
können nicht auf Erspartes zurück-
greifen, wenn ihre Arbeitsstellen 
weggekürzt werden. Auf die Politi-
ker:innen, die durch ihre Gesetze und 
Kürzungen für die oben benannte Si-
tuation mit verantwortlich sind kann 
kein Verlass sein, wenn es darum 
geht, der besonderen Betroff enheit 
von Frauen in allen Krisen ein Ende 
zu setzen. Statt dessen braucht es ei-
nen solidarischen Zusammenschluss 
aller Arbeiter:innen gegen Kürzun-
gen und Asylrechtsverschärfung.

Frauenkampf
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Welche Bedeutung hat der 
8. März für Arbeiterinnen in 
Deutschland?

Am 8. März als internationaler Frau-
enkampft ag  gehen weltweit Frauen 
und Mädchen auf die Straße, um zu 
zeigen, dass sie sich nicht mit ihrer 
Lebensrealität zufrieden geben, son-
dern gegen ihre Ausbeutung und 
Unterdrückung ankämpfen. Der Tag 
steht in einer langen Tradition von 
über 100 Jahren weltweiter Frauen-
kämpfe, in denen wir nicht isoliert 
kämpfen, sondern die Kämpfe aller 
Frauen international verbinden. 

Dementsprechend hat er auch eine 
große Bedeutung für die Arbeiterin-
nen hier in Deutschland. Denn wenn 
wir uns die aktuelle Lage anschauen, 
dann können wir sehen, dass unsere 
Kämpfe international zusammenhän-
gen und verschiedene Probleme welt-
weit die selben Ursachen haben.

Welche Ursachen wären 
das?

Kurz und knapp: Die Ursachen sind 
der Kapitalismus und das Patriarchat. 
Denn das bestehende System, in dem 
wir leben, beruht auf der Ausbeutung 
der Arbeiter:innenklasse und auf der 
besonderen Ausbeutung der Frau. 
Das heißt, zusätzlich zur Ausbeutung 

durch die Lohnarbeit müssen wir 

als Frauen noch kostenlose Repro-
duktionsarbeit leisten. Wir werden 
also doppelt ausgebeutet. Aus diesen 
Formen der Ausbeutung ergeben sich 
die verschiedenen Problemlagen, die 
Arbeiter:innen und Frauen weltweit 
erleben, obwohl die Auswirkungen 
natürlich unterschiedlich sein kön-
nen.

Welche Kämpfe führt 
ihr als Frauen aktuell in 
Deutschland?

Die aktuelle Lage ist geprägt von 
Kriegen, Asylrechtsverschärfung und 
wirtschaft lichen Krisen. 

In Deutschland erleben wir aktuell 
weitere Angriff e auf unsere Klasse 
und demokratischen Rechte. Im Vor-
dergrund stehen insbesondere die 
Hetze gegen Migrant:innen und ein 
so off en ausgetragener Rassismus wie 
schon lange nicht mehr, während die 
Ampel-Koalition mit der GEAS- Re-
form faktisch das Asylrecht aufh ebt. 
Gleichzeitig stehen wir der Haus-
haltskrise gegenüber, wobei Ende 
2023 Strom- und Gassperren ausge-
laufen sind und beim Bürgergeld To-
talstreichung hinzu kommen können, 
sowie der Wegfall des Bürgergeldbo-
nus.

Als Frauen müssen wir gegen diese 
Entwicklungen kämpfen, denn sie 
stellen massive Angriff e auf unsere 

Klasse dar. Gleichzeitig sind wir als 
Frauen von diesen Th emen besonders 
betroff en. Egal ob es um Haushalts-
krise und Teuerungen geht oder das 
Erstarken faschistischer Kräft e. Da-
bei müssen wir uns vor Augen füh-
ren, dass in Krisen- und Kriegszeiten 
Gewalt an Frauen ansteigt und er-
kämpft e Fortschritt e zurück gedrängt 
werden. In Palästina und Kurdistan 
werden unsere Klassengeschwister 
nach wie vor angegriff en und getötet. 
Solidarische Kräft e werden hierzu-
lande kriminalisiert und erfahren Re-
pressionen.

Wir können also sehen, es ist höchs-
te Zeit aufzustehen und sich dagegen 
zu wehren. Denn als Frauen sind wir 
nicht nur von Krieg, Krise und Rechts-
ruck besonders betroff en, sondern 
auch besonders starke Kämpferinnen 
vereint im Kampf gegen Kapitalismus 
und Patriarchat. Unsere Befreiung 
als arbeitende Frauen wird uns nicht 
geschenkt, wir können sie nur selbst 
erkämpfen und das international ver-
eint. Deswegen gehen wir auch am 8. 
März auf die Straße gegen Rassismus, 
Imperialismus und Patriarchat!

Was macht das Frauenkol-
lektiv am 8. März?

Als Frauenkollektiv sind wir am 8. 
März bundesweit auf der Straße. In 
Berlin, Freiburg, Köln und Leipzig 
organisieren wir klassenkämpferi-
sche Demonstrationen und Aktio-
nen anlässlich des internationalen 
Frauenkampft ages. Darüber hinaus 
organisieren wir davor und danach 
Vorträge und Frauencafes zu den 
Th emen Rassismus, Imperialismus 
und Patriarchat. 

Wie geht es danach 
weiter?

Wir müssen uns vor Augen halten, 
dass der 8. März ein wichtiger Kampf-
tag ist für uns proletarische Frauen. 
Aber er ist halt auch eben nur einer 
von 365 Tagen. Unser Kampf gegen 
Kapitalismus und Patriarchat muss 
aber jeden Tag statt fi nden. Als Frau-
en sind wir von allen Problemen be-
sonders betroff en, deswegen müssen 
wir auch bei all diesen Th emen über 
das ganze Jahr hinweg Widerstand 

leisten. Dafür ist es notwendig sich 
politisch zu organisieren. Denn unse-
re Befreiung als Frauen werden wir 
nicht in diesem System erreichen. 
Um dem Kapitalismus und Patriar-
chat wirklich etwas entgegen setzen 
zu können, müssen wir eine klassen-
kämpferische Arbeiterinnenbewe-
gung aufb auen, mit der wir die Frau-
enrevolution erkämpfen können. 

Was versteht ihr unter der 
Frauenrevolution?

Die Frauenrevolution ist eine Revo-
lution, mit der wir das Patriarchat 
bekämpfen und alle Geschlechter 
befreien werden.  Wir hab ja bereits 
gesagt, dass wir als als proletarische 
Frauen mehrfach ausgebeutet und 
unterdrückt werden durch Kapita-
lismus und Patriarchat. Die beiden 
Systeme sind untrennbar miteinan-
der verwoben. Um also das Patriar-
chat zu bekämpfen, müssen wir auch 
den Kapitalismus bekämpfen in Form 
der sozialistischen Revolution. Aber 
gleichzeitig ist die Arbeit damit nicht 
getan. Denn das Patriarchat ist das 
älteste Unterdrückungsverhältnis 
der Welt und gut darin, sich zu er-
neuern und an neue wirtschaft liche 
Bedingungen anzupassen. Mit der 
Frauenrevolution bekämpfen wir das 
Patriarchat gezielt auf allen Ebenen, 
bis wir es schlussendlich zerschlagen 
haben.

Dabei ist es wichtig zu verstehen, 
dass die Frauenrevolution nichts ist, 
was erst in der Zukunft  angegangen 
werden kann. Die Frauenrevolution 
beginnt schon hier und heute. Wenn 
wir bspw. unser patriarchal anerzo-
genes Konkurrenzdenken unter Frau-
en zurückdrängen und statt dessen 
Frauensolidarität üben. Oder wenn 
wir unser Geschlechtsbewusstsein 
weiter entwickeln und als Frauen zu 
starken Kämpferinnen werden gegen 
das Patriarchat.

Das bedeutet, wenn wir am 8. März 
in Deutschland auf die Straße gehen, 
dann lassen wir die  Frauenrevolu-
tion lebendig werden, indem wir im 
Kampf vereint Seite an Seite mit un-
seren Schwestern weltweit für eine 
bessere Zukunft  kämpfen.

Am 8. März ist der internationale Frauenkampftag. An diesem Tag gehen seit über 100 Jahren Frauen weltweit auf 
die Straße, um gegen bestehende Ausbeutung, Unterdrückung und für bessere Lebensbedingungen zu protestie-
ren. Auch dieses Jahr fi nden zahlreiche Proteste statt. - Im Interview erläutert Julia Wolff  warum der Frauenkampf-
tag immer noch aktuell ist.

Frauenkampf

„Die Frauenrevolution
   beginnt hier und heute“
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Eigentlich gelten laut Gesetz für 
alle Bürger:innen in Deutsch-

land die gleichen Grundrechte und 
diese können auch nicht einfach 
ausgehebelt werden. Dazu zählen 
die Meinungs- und Versammlungs-
freiheit. Jüngste Ereignisse zeigen 
jedoch auf,  dass diese Freiheiten 
anscheinend nur noch teilweise ge-
währt werden.

Versammlungs-“Freiheit“?

Wenn man etwas gegen die Politik, 
gegen die Regierung, den deutschen 
Staat sagen möchte, dann kann man 
in Deutschland eine Versammlung 
anmelden und auf der Straße die 
eigene Meinung kund tun – zu-
mindest dem Anschein nach. Denn 
grundsätzlich kann man solche Ver-
sammlungen anmelden, aber ob 
dann tatsächlich auch Meinungs-
freiheit auf der Straße gewährt wird 
oder die Aktionen durch Auflagen 
und Verbote verunmöglicht werden, 
ist eine andere Frage. 

In den letzten Jahren wurde in vie-
len Bundesländern wie in NRW und 
Berlin durch die neuen Polizei- und 
Versammlungsgesetze genau diese 
Versammlungsfreiheit immer weiter 
eingeschränkt. In Sachsen soll das 
bald ebenfalls passieren. Zusätzlich 
wurde auch praktisch auf der Stra-
ße immer mehr eingegriffen – durch 
wahllose Angriffe durch die Polizei 
und später durch lange und teure 
Gerichtsprozesse. 

Bis heute werden Gerichtsprozes-
se aus dem Jahr 2021 in Wuppertal 
geführt. Damals veranstaltete das 
„Engels-Bündnis“ eine Gedenk-
demonstration für Friedrich Engels. 
Plötzlich wurde diese ohne Begrün-
dung von der Polizei aufgelöst, die 
Demonstrierenden eingekesselt und 
anschließend griffen Polizist:innen 
zu Pfefferspray und Schlagstöcken 
und verletzten mehrere Personen 
schwer. Bis heute ziehen sich meh-
rere Prozesse, während das Ver-
waltungsgericht noch immer ent-
scheiden muss, ob der Polizeieinsatz 
überhaupt gerechtfertigt war. Ein 
ähnliches Verhalten konnte auch 
bei einem brutalen Angriff der Poli-
zei auf eine Demonstration am Ran-
de des G20-Gipfel 2017 in Hamburg 
gesehen werden. Auch dieser endete 
für eine Reihe von Demonstrant:in-
nen im Krankenhaus und Untersu-
chungshaft, die Prozesse ziehen sich 
bis heute hin. Eine konkrete Straftat 

konnte bisher keinem der Demon-
strant:innen nachgewiesen werden. 

Bei einer anderen Gedenkdemons-
tration im Januar diesen Jahres in 
Berlin, der Lenin-Liebknecht-Luxem-
burg-Demonstration, griff die Polizei 
ebenfalls brutal den Demonstrations-
zug an. Dabei ging es um die Parole 
„From the river to the sea – Palesti-
ne will be free“. Die Polizei prügelte 
auch hier mit Schlagstöcken auf die 
Demonstrierenden ein. Kiefer- und 
Knochenbrüche, Platzwunden und 
Bewusstlosigkeit und sogar innere 
Blutungen trugen die Protestteilneh-
mer:innen davon. Dazu wurden meh-
rere Personen von der Polizei mitge-
nommen und erst Tage später wieder 
freigelassen.

Einschüchterung  
durch brutale  

Hausdurchsuchungen 

Aber nicht nur die Eingriffe des 
deutschen Staates auf der Straße ha-
ben zugenommen: Ende letzten Jah-
res durchsuchte die Berliner Polizei 
Wohnungen von Mitgliedern der an-
tikapitalistischen Frauenorganisation 
Zora. Anlass für die Durchsuchungen 
war das Verteilen eines Flugblatts, 
auf dem die Popular Front for the Li-
beration of Palestine positiv erwähnt 
wurde. Das ist eine palästinensische 
Organisation, die ebenfalls an den 
Kämpfen gegen den israelischen 
Staat beteiligt ist. 

Einschüchtern ließen sich die jungen 
Frauen von den Razzien nicht – am 
nächsten Tag wurde eine Demonst-
ration in Solidarität mit Zora veran-
staltet, an der sich Betroffene sowie 
zahlreiche politische Gruppen betei-
ligten.

Doch damit nicht genug: Als öf-
fentlich politische Antwort hielt die 
Frauenorganisation am 10. Februar 
eine Pressekonferenz zum Stand der 
Ermittlungen ab. Dabei erklärte ihr 
Rechtsanwalt die gesamten Haus-
durchsuchungen für unrechtmäßig. 
Weil die im Flyer genannten Äuße-
rungen von der Meinungsfreiheit 
gedeckt sind, basierten die Durch-
suchungen ihm zufolge auf keiner 
rechtlichen Grundlage.

Weiter erklärte der Anwalt, dass der 
Vorfall politisch so einzuordnen sei, 
dass Einschränkungen von linken 
Kräften verstärkt zunehmen. Juris-
tisch werde durch Aktionen wie diese 

der Rahmen geöffnet, um politische 
Freiheit einzuschränken. Der ver-
wendete Strafrechtsparagraph werde  
selten verwendet und diene als Vor-
stoß, um den juristischen Handlungs-
spielraum gegenüber revolutionären 
Kräften zu erweitern.

Die Hetzjagd der Medien

Nicht zuletzt sind es auch die Medien, 
die an einer Ausweitung der Repres-
sionen fleißig mitarbeiten. Im Sep-
tember letzten Jahres unterstützten 
zahlreiche Zeitungen wie die WELT, 
der Spiegel, MDR und die Bild eine 
bundesweite Fahndung nach dem 
Partner der Antifaschistin Lina E. 
Mit einem Foto von seinem Gesicht 
und weiteren Hinweisen zu seinem 
Aussehen gaben sie der Repression 
eine öffentliche Plattform und ver-
schärften sie somit. Wozu das führen 
kann, konnten wir letzten Monat in 
Wuppertal sehen: Ein ganzer Bahn-
hof wurde vom Spezial-Einsatz-Kom-
mando der Polizei mit Maschinenge-
wehren gestürmt. Und das alles nur, 
weil jemand ein ehemaliges Mitglied 
der Rote Armee Fraktion (RAF) er-
kannt haben wollte. Die wurden 
kürzlich nämlich auch wieder auf 
Tausenden von Bildschirmen ab-
gebildet, wie sie denn jetzt, 25 Jahre 
nach ihrem Untertauchen, aussehen 
könnten. Der festgenommene Mann 
war auf jeden Fall kein ehemaliges 
Mitglied der RAF, musste die Polizei 
dann zugeben. 

Auch die „Letzte Generation“ (LG) 
stand im vergangenen Jahr oft im 
Fokus vieler Zeitschriften und Fern-
sehsender. Mit Überschriften wie: 
„Klimakleber nervt lieber, als zu ar-
beiten“ heizen die Bild und andere 
den Hass auf die LG aktiv an. Damit 
wurden dann Maßnahmen wie das 
§129a-Verfahren gerechtfertigt, bei 
dem alles abgehört und mitgeschnit-
ten werden kann, was Mitglieder der 
Organisation von sich geben oder die 
„Präventivhaft“ in Bayern, bei der 
Dutzende Mitglieder bevor sie auch 
nur irgendetwas machen konnten 
oder gar wollten, für mehrere Wo-
chen in Haft kamen.

Der Spielraum für das, was in 
Deutschland noch gesagt und getan 
werden kann, scheint immer kleiner 
zu werden. Dazu führt gerade die 
Verbindung von neuen einschrän-
kenden Gesetzen, gerichtlichen Ver-
fahren und dem offensiveren Eingrei-
fen von Polizei und Geheimdiensten.

Repression statt Grundrechte
Am 18. März ist Tag der politischen Gefangenen. Seit einigen Monaten nehmen Angriffe auf Revolutionär:innen und 
die Meinungsfreiheit in Deutschland zu. Ob bei Demonstrationen, zu Hause oder in den Medien: Repressionen und 
Hetze stehen auf der Tagesordnung. - Ein Kommentar von Marlon Glaiß

Repression

Deutsche Repressions-
methoden in der Türkei

Deutsche Repressionsmethoden fin-
den auch international Anklang: In 
der Türkei wurden ab dem Jahr 2000 
die sogenannten „F- und S-Typ-Ge-
fängnisse“ nach deutschem Vorbild  
eingeführt. Es handelt sich dabei um 
Hochsicherheitsgefängnisse in denen 
insbesondere politische Gefangene 
unter Isolationshaft untergebracht 
sind. In der Türkei finden immer wie-
der Hungerstreiks gegen diese Isola-
tionshaft statt.  

Seit November 2023 befinden sich in 
der Türkei und Nordkurdistan Re-
volutionär:innen im Hungerstreik, 
um gegen die Isolationshaft in die-
sen Gefägnissen zu protestieren. Das 
europäische Anti-Folter-Komitee 
(CPT) beschreibt die Unterbringung 
in Isolationshaft als unmenschliche 
und entwürdigende Behandlung. 
Menschenrechtsorganisationen wie 
Amnesty International und Humans 
Rights Watch sprechen von willkür-
lichen Disziplinarstrafen und Miss-
handlungen in den Gefängnissen.

Politische Gefangene  
in Deutschland

Überall dort, wo sich Menschen 
gegen Ausbeutung und Unterdrü-
ckung auflehnen, werden Akti-
vist:innen und Revolutionär:innen 
von den Herrschenden weggesperrt. 
Auch in Deutschland gibt es poli-
tische Gefangene: So zum Beispiel 
die Antifaschist:innen Jo, Dy,  Fin-
dus  und  Lina, zahlreiche Mitglieder 
türkischer und kurdischer Organisa-
tionen, Aktivist:innen der Klima-Be-
wegung und viele mehr.

Der 18. März wird in vielen Länder 
dazu genutzt, um Solidarität mit den 
politischen Gefangenen zu demonst-
rieren. 

Informiert euch unter rote-hilfe.de 
über Demonstrationen in eurer Nähe 
und nutzt den 18. März, um auf der 
Straße eure Solidarität mit den Ge-
fangenen zu zeigen!
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Es wäre das erste Mal seit 2002/2003 
und das zweite Mal in der Nach-

kriegsgeschichte, dass die deut-
sche Wirtschaft  zwei Jahre in Folge 
schrumpft . Die DIHK rechnet in die-
sem Jahr mit einem Minus von 0,5 %, 
das wären 0,2 Prozentpunkte mehr 
als im vergangenen Jahr. Die Folgen 
solcher Krisen spürt die Arbeiter:in-
nenklasse, am stärksten.   

Krise auch auf dem Immo-
bilienmarkt angekommen

Seit letztem Jahr schwappt die Wirt-
schaft skrise immer mehr auf den 
Immobilienmarkt. So meldeten be-
reits vergangenen Herbst die Unter-
nehmen Development Partner, die 
Project-Gruppe, Euroboden und die 
Gerchgroup Insolvenz an, drei da-
von im Monat August. In diesem Jahr 
setzte sich der Trend fort. Mit der Sig-
na Holding und der Signa Real Estate 
ging u.a. Galeria Kaufh of pleite. Die 
Insolvenz zeigte dabei beispielhaft  
den Dominoeff ekt, der in der Wirt-
schaft skrise immer auft ritt  und sich 
in der Immobilienbranche besonders 
schnell zeigt: Die Pleite eines Unter-
nehmens zieht weitere Pleiten nach 
sich. 

Die Wirtschaftskrise 
führt zu Wohnungsnot

Die Immobilienkrise bringt für die 
Arbeiter:innenklasse verschiede-

ne Folgen mit sich; unter anderem 
kommt es zu einem Stellenabbau in 
der Bauindustrie, darüber hinaus aber 
auch zu einer weiteren Verschärfung 
der Wohnungsnot, was weitere Miet-
steigerungen nach sich ziehen wird.

Im vergangenen Jahr sind die Leer-
stände in den Städten noch weiter ge-
sunken und haben Ende 2022 ein Tief 
von fast 554.000 Wohnungen in ganz 
Deutschland erreicht. Das zeigt eine 
Studie des Instituts Empirica und 
des Immobilienspezialisten CBRE.
Demnach sind es rund 53.000 weni-
ger als noch im Jahr zuvor. Insgesamt 
entspricht das einem Leerstand von 
nur rund 2,5 Prozent und außerdem 
dem stärksten Rückgang seit 22 Jah-
ren. 

Während in allen Landkreisen ein 
Rückgang zu verzeichnen ist, existiert 
dennoch ein starkes Gefälle. Städte 
wie München mit 0,1 % und Frankfurt 
am Main mit 0,2 % Leerstand kristalli-
sieren sich dabei als klare Spitzenrei-
ter bei knappem Wohnraum heraus. 

Die Verknappung des Wohnraums 
in den Großstädten führt zu einem 
weiteren Anstieg der Mietprei-
se. Immobilienkonzerne wie die 
LEG haben bereits angekündigt, 
ihre Mietpreise so stark wie gesetz-
lich möglich zu erhöhen. Begrün-
det wird das u.a. mit den steigen-
den Rohstoff - und Energiepreisen.
Zum starken Leerstandsanwachs im 

Jahr 2022 trug zwar auch unter ande-
rem die Aufnahme ukrainischer Ge-
fl üchteter bei, am Ende zeigt sich aber 
vor allem die Auswirkung der Immo-
bilienkrise und die Tatsache, dass die 
Ampel-Regierung ihre Pläne zur Auf-
stockung des Wohnraums nicht um-
gesetzt hat. Im kommenden Jahr lässt 
die Baukrise auch den Wohnungsbau 
weiter einbrechen.

Stellenabbau in 
Deutschland 

Wirtschaft skrisen gehen in der Regel 
auch immer mit einer Welle von Mas-
senentlassungen einher. Momentan 
scheint dieser Kipppunkt noch nicht 
erreicht, dennoch zeichnet sich die 
Krise bereits in einem stärkeren Stel-
lenabbau ab. 

In den vergangenen Wochen kündig-
ten verschiedene deutsche Monopole 
massive Entlassungen an, so unter 
anderem der Autozulieferer ZF Fried-
richshafen mit rund 18.000 Stellen. 
Damit sind mehr als ein Dritt el aller 
Jobs des Konzerns in Deutschland ge-
fährdet. Hinzu kommen rund 2.800 
Arbeitsplätze bei Bosch, die sich 
nicht nur auf Deutschland beschrän-
ken, aber starke Auswirkungen auf 
die Standorte hier haben. Mit Miele 
kündigte ein weiterer Industriekon-
zern einen Abbau von rund 2.000 
Stellen an.

Hinzu kommen noch zahlreiche 
Techfi rmen, unter anderem Google 
und  Pharmaunternehmen wie der 
deutsche Gigant Bayer. Der Bau-
industrieverband (HDB) erklärte 
kürzlich, es werden in kommenden 
Monaten rund 10.000 Stellen in der 
Branche abgebaut; das wären die ers-
ten großen Entlassungswellen seit 15 
Jahren. 

Dieser Stellenabbau wird durch den 
Fachkräft emangel in Deutschland 
zum Teil aufgefangen oder aber ver-
schleiert. Dieser sorgt dafür, dass 
während Zehntausende ihre Jobs ver-
lieren, andere in Branchen mit wenig 
qualifi zierten Bewerber:innen ver-
hältnismäßig schnell und individuell 
unter guten Bedingungen einen fi n-
den. 

Sozialabbau als 
Krisentradition

Sozialabbau ist eine alte Krisentradi-
tion. Bereits in vergangenen Krisen 
hat der Staat auf dieses Mitt el zu-
rückgegriff en, um die Krise für die 
Wirtschaft  erträglicher zu machen. 
Die Krise von 2002/2003 ist dafür ein  
bekanntes Beispiel; damals nutzte die 
rot-grüne Regierung unter Kanzler 
Gerhard Schröder die Krise für weit-
reichende Arbeitsmarkt- und Sozial-
staatsreformen („Agenda 2010“).

Die Agenda 2010 ging in den folgen-
den Jahrzehnten als der größte Abbau 
des Sozialstaates in die deutsche Ge-
schichte ein. An diesem Punkt stehen 
wir zurzeit noch nicht, der Blick auf 
die Geschichte zeigt jedoch, welches 
Ausmaß an Maßnahmen möglich ist. 

Einen großen Teil des fehlenden Gel-
des im Bundeshaushalt sollen nun die 
Sozialversicherungen auff angen.

Trotz massiver Kritiken hält die Bun-
desregierung auch an den geplanten 
Bürgergeldsanktionen fest. Es soll 
damit möglich werden, „Totalver-
weiger:innen“ das Bürgergeld für bis 
zu zwei Monate zu streichen, sollten 
sie annehmbare Jobangebote ableh-
nen. Zwischen jeder Streichung muss 
dann mindestens ein Monat vergehen.  
Auch der Bürgergeldbonus wird wie-
der abgeschafft  . Dieser wurde gerade 
erst eingeführt und wäre eigentlich 
als eine Art Zuschuss an Bürgergeld-
Empfänger:innen gezahlt worden, die 
eine Weiterbildung machen. 

Darüber hinaus wird der Zuschuss 
an die Rentenversicherungen in den 
kommenden Jahren um jeweils 600 
Millionen Euro gekürzt. Auch die 
Geldmenge, die für BAföG zur Ver-
fügung steht, soll sinken.

Damit nehmen Kapital und Staat 
den Lebensstandard der Arbeiter:in-
nenklasse durch Stellenstreichun-
gen, Wohnungsnot und Sozialabbau 
gleich dreifach unter Beschuss.

Alles Krise? 
Die Auswirkungen der Wirtschaftskrise 
auf die Arbeiter:innenklasse
Der deutsche Kapitalismus steckt mitten in der Krise. Während die Bundesregierung noch mit einem Miniwachstum 
von 0,2 Prozent rechnet, prophezeite die Commerzbank bereits im November eine anhaltende Krise. Nun pfl ichtet 
ihr auch die Deutsche Industrie- und Handelskammer (DIHK) bei. - Ein Kommentar von Tabea Carlo

Wirtschaft
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Den Kampf gegen die 
Wohnungskrise 
organisieren!

Die Wohnungskrise in Deutsch-
lands Großstädten verschärft  

sich weiter. Die Mieten für Bestands-
wohnungen sind Ende 2023 gegen-
über dem Vorjahr wieder um knapp 
6 Prozent gestiegen. Bei Neubauten 
legten die Preise sogar um 7,7 Pro-
zent zu, wie die Online-Platt form Im-
moScout24 in einer Studie ermitt elt 
hat. In einigen Städten sind die Stei-
gerungen sogar noch deutlich drasti-
scher, so etwa in Berlin mit 20 Pro-
zent bei Neubauten oder in Stutt gart 
und Köln mit jeweils über 14 Prozent. 
Immobilienunternehmen sorgen mit 
lukrativen Neubauprojekten in städ-
tischen Vierteln dafür, dass der Miet-
spiegel dort steigt und ziehen damit 
auch die Preise für Bestandswohnun-
gen nach oben. 

Diese Entwicklung führt dazu, dass 
immer mehr Arbeiter:innenhaus-
halte ebenso wie Rentner:innen und 
Student:innen sich das Wohnen im 
eigenen Stadtviertel nicht mehr leis-
ten können und gezwungen sind, in 
weiter entlegene Viertel oder ins Um-

land zu ziehen. Qu adratmeterpreise, 
die in den Städten inzwischen häufi g 
über 20 Euro liegen, sind für Normal- 
und Geringverdiener:innen völlig 
utopisch. 

Verschärfung der 
Wohnungsnot durch die 

Wirtschaftskrise

Dass die Bautätigkeit infolge der Wirt-
schaft s- und Immobilienkrise inzwi-
schen deutlich zurückgegangen ist, 
macht die Sache im Kapitalismus je-
doch auch nicht besser: Denn Knapp-
heit an Wohnraum lässt die Mietprei-
se erst recht explodieren. Gestiegene 
Zinsen und Materialkosten haben die 
Bautätigkeit in Deutschland aktuell 
in Teilen zum Erliegen gebracht, viele 
Baufi rmen sind pleite. Im November 
meldete das Statistische Bundesamt, 
dass die Zahl der Baugenehmigungen 
für neue Wohnungen im Vergleich zu 
2022 um knapp 30 Prozent eingebro-
chen ist. 

Die Bundesregierung hatt e bei ihrem 
Antritt  das Ziel ausgegeben, 400.000 
Wohnungen pro Jahr fertigzustellen. 
Im Jahr 2022 waren es gerade ein-
mal 295.000, und die Zahl wird nach 
Prognosen des Münchener Ifo-Insti-
tuts bis 2025 schritt weise weiter auf 
200.000 fallen. Der Staat zeigt sich 
damit nicht in der Lage, das Problem 
der Wohnungsnot in den Städten zu 
lösen. Das liegt daran, dass der ka-
pitalistische Staat die Interessen der 
Grundbesitzer und der großen Kon-
zerne vertritt , darunter die von Woh-
nungskonzernen wie Vonovia und 
LEG. Seit der Fusion mit „Deutsche 
Wohnen“ besitzt Vonovia einen Be-
stand von über 500.000 Wohnungen, 
davon allein 155.000 in Berlin. Dort 
verhindert der CDU-SPD-Senat die 
Vergesellschaft ung großer Woh-
nungsunternehmen, die im Septem-
ber 2021 per Volksentscheid von 59 % 
der Teilnehmenden gefordert wurde. 
Man sieht, dass der Staat sich zur Not 
auch über die eigenen Regeln hin-
wegsetzt, um die Profi tinteressen des 

Kapitals zu schützen. 

Housing Action Day 2024

Angesichts dieser Angriff e auf die 
Lebensbedingungen von Millionen 
Arbeiter:innen rufen auch in diesem 
Jahr wieder zahlreiche Mieter:inne-
ninitiativen zu den „Housing Action 
Days“ auf. In der europaweiten Ak-
tionswoche vom 30. März bis zum 6. 
April werden in zahlreichen Städten 
Proteste gegen explodierende Mieten, 
schlechte Wohnbedingungen und 
Verdrängung organisiert. Auch das 
Solidaritätsnetzwerk ruft  für den 6. 
April zu Aktionen in verschiedenen 
Städten Deutschlands auf. Dabei for-
dert die Arbeiter:innenorganisation 
unter anderem einen sofortigen, bun-
desweiten Stopp von Mieterhöhun-
gen, ein konsequentes Leerstands-
verbot, die sofortige Aussetzung von 
Zwangsräumungen und die automa-
tische Anpassung aller Löhne, Ren-
ten und Sozialleistungen an die Preis- 
und Mietentwicklung.

 Ausgabe Nr. 84 | März 20248 Krise

Wohnungskrise 
organisieren!

Die Bundesregierung hatt e bei ihrem 
Antritt  das Ziel ausgegeben, 400.000 

Kapitals zu schützen. 

Die Mietpreise in Deutsch-
lands Städten steigen im-
mer weiter. 

Arbeiter:innenhaushalte 
können sich Wohnungen in 
ihren Vierteln häufi g nicht 
mehr leisten und müssen 
ins Umland ziehen. Die 
Wohnungsnot wird durch 
die Bau- und Immobilien-
krise weiter verschärft. Der 
Staat handelt im Interes-

se der Grundbesitzer und 
großen Wohnkonzerne und 
sabotiert wie in Berlin seine 
eigenen Gesetze. 

Am Housing Action Day 
wollen zahlreiche Mie-
ter:inneninitiativen und 
politische Organisationen 
gegen diese Zustände auf 
die Straße gehen, darunter 
auch das Solidaritätsnetz-
werk.


